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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Friedrich ZANIER als Einzelrichter Gber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX , StA. ALGERIEN, vertreten durch: Verein Menschenrechte Osterreich, Alser StraBe 20, 1090 Wien
gegen den Bescheid des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl vom 16.11.2020, ZI. XXXX , zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

Der BeschwerdefUhrer stellte am 12.11.2020 einen Antrag auf internationalen Schutz, den er damit begrindete, dass
er bei einem Motorradunfall ein Madchen getodtet hatte, die die Tochter eines einflussreichen Militars ware, der ihn

nunmehr mit dem Umbringen bedrohen wirde.

Am 13.10.2020 (richtig wohl:13.11.2020) und am 16.11.2020 wurde der Beschwerdeflhrer vor der belangten Behorde
einvernommen. Im Wesentlichen wiederholte er seinen in der Erstbefragung angegebenen Fluchtgrund. In seiner
Vernehmung am 16.11.2020, bei der auch sein Rechtsberater vom Verein Menschenrechte Osterreich anwesend war,
bekraftigte er seine bisher getatigten Aussagen (AS 93) Seine Rechtsberatung erstattete kein Vorbringen und
verzichtete auch darauf, Fragen zu stellen (AS 99).

Mit dem Bescheid vom 16.11.2020, ZI. XXXX , wies die belangte Behorde den Antrag des Beschwerdefiihrers auf
internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt 1) sowie
hinsichtlich des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Algerien (Spruchpunkt I1.)
ab. Zugleich erteilte sie dem Beschwerdeflihrer keinen Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswuirdigen Grinden
(Spruchpunkt 1IL.), erlieR gegen den Beschwerdefiihrer eine Rickkehrentscheidung (Spruchpunkt IV.) und stellte fest,
dass seine Abschiebung nach Algerien zuldssig ist (Spruchpunkt V.). Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht
(Spruchpunkt VI.). Zugleich erkannte die belangte Behorde einer Beschwerde gegen diese Entscheidung die
aufschiebende Wirkung ab (Spruchpunkt VIL.).

Gegen diesen Bescheid richtet sich die fristgerecht erhobene Beschwerde vom 14.12.2020.

Mit Schriftsatz vom 17.12.2020, beim Bundesverwaltungsgericht, AuRenstelle Innsbruck eingelangt am 22.12.2020,
legte die belangte Behérde dem Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde samt Verwaltungsakt vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers:

Der volljahrige Beschwerdefuhrer ist ledig, kinderlos, Staatsangehoriger von Algerien und bekennt sich zum
moslemischen Glauben. Er gehort der Volksgruppe der Araber an. Seine Identitat steht nicht fest.

Der Beschwerdefihrer ist gesund und arbeitsfahig.

Der Beschwerdefiihrer reiste legal mit glltigem Reisedokument aus Algerien in die Turkei aus und gelangte Uber
Griechenland, Mazedonien, Serbien, Rumanien und Ungarn nach Osterreich. Er hélt sich seit 12.11.2020 in Osterreich
auf.



Die Familie des Beschwerdefuhrers bestehend aus dem Vater XXXX , der Mutter XXXX , dem Bruder XXXX und der
Schwester XXXX lebt in Algerien. Mit ihnen steht der Beschwerdefiihrer nach wie vor in Kontakt. In Osterreich verfiigt
der Beschwerdeflhrer Uber keine Verwandten und Uber keine maR3geblichen privaten und familidaren Beziehungen.

Der Beschwerdefuhrer besuchte zehn Jahre lang die Grundschule und machte eine Ausbildung zum Autolackierer.
Zuletzt arbeitete er in der Metallverarbeitung. Aufgrund seiner Arbeitserfahrung in Algerien hat er eine Chance auch
hinkanftig im algerischen Arbeitsmarkt unterzukommen.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich nicht vorbestraft.
Er geht in Osterreich keiner Beschéaftigung nach und bezieht Leistungen von der staatlichen Grundversorgung in XXXX .

Der Beschwerdeflhrer weist in Osterreich keine maRgeblichen Integrationsmerkmale in sprachlicher, beruflicher und
kultureller Hinsicht auf.

1.2. Zu den Fluchtmotiven des Beschwerdefiihrers:

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdefuhrer in Algerien aufgrund seiner Rasse, Religion, Nationalitat,
Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung verfolgt werden wurde. Der
Beschwerdefihrer wird im Fall seiner Ruckkehr nach Algerien mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit keiner Verfolgung
aufgrund seiner Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen
Gesinnung ausgesetzt sein.

1.3. Zu den Feststellungen zur Lage in Algerien:

Hinsichtlich der aktuellen Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdefihrers sind gegentber den im angefochtenen
Bescheid vom 14.11.2020 getroffenen Feststellungen keine entscheidungsmaRgeblichen Anderungen eingetreten. Im
angefochtenen Bescheid wurde das aktuelle ,Landerinformationsblatt der Staatendokumentation” zu Algerien zitiert.
Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens ist auch keine Anderung eingetreten, sodass das Bundesverwaltungsgericht
sich diesen Ausfiihrungen vollinhaltlich anschlie8t und auch zu den seinen erhebt. Dem Beschwerdeflihrer droht im

Falle seiner Ruckkehr keine Gefahrdung in seinem Herkunftsstaat.

Dem Beschwerdefihrer droht im Falle seiner Riickkehr keine Gefahrdung in seinem Herkunftsstaat. lhm droht auch
keine Strafe nach seiner Rickkehr nach Algerien wegen illegaler Ausreise. Eine nach Algerien zurtickkehrende Person,
bei welcher keine bertcksichtigungswurdigen Grinde vorliegen, wird durch eine Ruckkehr nicht automatisch in eine

unmenschliche Lage versetzt.
2. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Sachverhalt:

Zur Feststellung des fur die Entscheidung maRRgebenden Sachverhaltes samt Verfahrensgang wurden Beweise erhoben
durch die Einsichtnahme in den Akt der belangten Behdrde unter zentraler Berucksichtigung der niederschriftlichen
Angaben des Beschwerdefihrers, in den bekdmpften Bescheid und in den Beschwerdeschriftsatz. Erganzend wurde
Einsicht genommen in die rechtskraftig entschiedenen Vorverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht sowie in das
aktuelle ,Landerinformationsblatt der Staatendokumentation” zu Algerien (Gesamtaktualisierung am 14.06.2019; letzte
Information eingefligt am  26.06.2020). Auskunfte aus dem Zentralen Melderegister (ZMR), dem
Informationsverbundsystem Zentrales Fremdenregister (IZR), dem Strafregister der Republik Osterreich, dem

Betreuungsinformationssystem der Grundversorgung (GVS) und dem AJ-WEB wurden erganzend eingeholt.

Der Beschwerdefihrer bestreitet den von der belangten Behdrde festgestellten Sachverhalt nicht substantiiert und
erstattete in der Beschwerde auch kein konkretes sachverhaltsbezogenes Vorbringen, sodass das
Bundesverwaltungsgericht den mal3geblichen Sachverhalt als ausreichend ermittelt ansieht und sich der von der
belangten Behorde vorgenommenen, nachvollziehbaren Beweiswtrdigung vollumfénglich anschlief3t.

Die belangte Behdrde hat ein ordnungsgemafles Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in der Begrindung des
angefochtenen Bescheides die Ergebnisse dieses Verfahrens, die bei der Beweiswurdigung mafRgebenden Erwagungen
und die darauf gestitzte Beurteilung der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst. Das
Bundesverwaltungsgericht verweist daher zunachst auf diese schlissigen und nachvollziehbaren beweiswirdigenden



Ausfuhrungen der belangten Behdrde im angefochtenen Bescheid. Auch der Beschwerde vermag das
Bundesverwaltungsgericht keine neuen Sachverhaltselemente zu entnehmen, welche geeignet waren, die von der
erstinstanzlichen Behorde getroffenen Entscheidungen in Frage zu stellen.

2.2. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Die Feststellungen zu seinen Lebensumstanden, seinem Gesundheitszustand, seiner Arbeitsfahigkeit, seiner Herkunft,
seiner Glaubens- und Volkszugehdrigkeit sowie seiner Staatsangehorigkeit grinden sich auf die diesbezuglichen
glaubhaften Angaben des Beschwerdefuhrers vor der belangten Behdrde (AS 59 ff. und AS 93 ff.). Die belangte
Behorde hat diese Feststellungen korrekt und nachvollziehbar gewdrdigt. Aus dem Beschwerdevorbringen sind keine
Zweifel an der Richtigkeit dieser Feststellungen zur Person des Beschwerdefihrers aufgekommen. Dass der
Beschwerdefiihrer in Osterreich (ber keine maRgeblichen persénlichen und familidren Beziehungen verfugt, ergibt
sich aus den Angaben des Beschwerdefuhrers anlasslich seiner Einvernahm durch die belangte Behdrde (AS 59 ff.)
sowie aus dem Umstand seines erst kurzen Aufenthalts in Osterreich.

Der Umstand, dass der Beschwerdefiihrer nach wie vor in Kontakt zu seinen Eltern und seinen Geschwistern steht
ergibt sich aus der diesbezulglich glaubhaften Angaben des Beschwerdeflihrers vor der belangten Behorde (AS 61).

Da der Beschwerdeflihrer den Osterreichischen Behdrden keine identitdtsbezeugenden Dokumente vorlegen konnte,
steht seine Identitat nicht zweifelsfrei fest.

Die Feststellung Uber die strafgerichtliche Unbescholtenheit des Beschwerdefuhrers ergibt sich aus einer Abfrage des
Strafregisters der Republik Osterreich vom 22.12.2020.

Die Feststellungen zu seinem gegenwartigen Wohnsitz und seinem Bezug der Grundversorgung ergeben sich aus dem
dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden, am 22.12.2020 abgefragten Speicherauszug aus dem
Betreuungsinformationssystem.

2.3. Zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefihrers:

Es ist fur das Bundesverwaltungsgericht schlissig nachvollziehbar, dass die belangte Behdrde das Fluchtvorbringen des
Beschwerdeflhrers so einstufte, dass der Beschwerdeflhrer keine asylrelevante ihn persoénlich betreffende
Verfolgungssituation glaubhaft machen konnte.

Dieser Beurteilung tritt auch die Beschwerde in keiner Weise entgegen, sodass fur das Bundesverwaltungsgericht kein
Grund besteht, an der Wairdigung der belangten Behdérde zu zweifeln. Daher schlieBt sich das
Bundesverwaltungsgericht dieser Beweiswurdigung vollinhaltlich an.

Das Beschwerdevorbringen erschopft sich ausschlieRlich darin, eine asylrelevante Bedrohungssituation des
Beschwerdefiihrers zu behaupten. Es gelingt jedoch nicht, die reine Behauptungsebene zu verlassen und Fehler in der
Beurteilung durch die belangte Behorde aufzuzeigen.

Die Beurteilung der Fluchtgriinde und die diesbezlgliche Beweiswtirdigung durch die belangte Behérde ist nicht zu
beanstanden, sodass sich das Bundesverwaltungsgericht dieser anschlie3t

Da der Beschwerdefuhrer in seiner Beschwerde dem bekdampften Bescheid nicht substantiiert entgegen trat und sich
seine Beschwerdebegriindung darin erschépfte, seine Fluchtgriinde nach wie vor aufrecht zu halten und sie in seiner
Beschwerde geltend zu machen, ergeben sich auch keine Zweifel am Zutreffen der von der belangten Behorde
getroffenen Feststellungen und ihrer Beweiswirdigung.

2.4. Zum Herkunftsstaat:

Die Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat beruhen auf dem aktuellen Landerinformationsbericht der
Staatendokumentation flr Algerien (Gesamtaktualisierung am 14.06.2019; letzte Information eingefligt am 26.06.2020)
samt den dort publizierten Quellen und Nachweisen. Dieser Landerinformationsbericht stitzt sich auf Berichte
verschiedener auslandischer Behdrden, etwa die allgemein anerkannten Berichte des Deutschen Auswartigen Amtes,
als auch jene von internationalen Organisationen, wie bspw. dem UNHCR, sowie Berichte von allgemein anerkannten
unabhangigen Nachrichtenorganisationen.

Die Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat in Algerien ergeben sich aus den folgenden Meldungen und Berichten:

- AA - Auswartiges Amt (10.2017): Algerien - Innenpolitik, https://www.auswaertiges-



amt.de/de/aussenpolitik/laender/algerien-node/-/222160, Zugriff 15.02.2018

- BS - Bertelsmann Stiftung (2016): BTl 2016 - Algeria Country Report, https://www.bti-
project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Algeria.pdf, Zugriff 15.02.2018

- OB - Osterreichische Botschaft Algier (3.2015): Asyllinderbericht Algerien

- SO - Spiegel Online (21.2.2017): Staatschef Bouteflka - Der kranke Mann von Algier,
http://www.spiegel.de/politik/ausland/abdelaziz-bouteflika-ist-schwerkrank-wer-regiert-algerien-a-1135607.html,
Zugriff 12.03.2018

- AA - Auswartiges Amt (16.2.2018): Algerien: Reise- und Sicherheitshinweise (Teilreisewarnung),
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/00-SiHi/Nodes/AlgerienSicherheit_node.html, Zugriff
16.2.2018

- BMEIA - Bundesministerium fiir Europa, Integration und AuReres (16.2.2018): Reiseinformationen Algerien,
http://www.bmeia.gv.at/aussenministerium/buergerservice/reiseinformation/a-z-laender/algerien-de.html, Zugriff
16.2.2018

- FD - France Diplomatie (16.2.2018): Conseils aux Voyageurs - Algérie -  Sécurité,

http://www.diplomatie.gouv.fr/fr/conseils-aux-voyageurs/conseils-par-pays/algerie/, Zugriff 16.2.2018

- AA - Auswartiges Amt (23.2.2017): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Demokratischen
Volksrepublik Algerien

- BS - Bertelsmann Stiftung (2016): BTl 2016 - Algeria Country Report, https://www.bti-
project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Algeria.pdf, Zugriff 15.2.2018

- GIZ - Deutsche Gesellschaft fur internationale Zusammenarbeit (12.2016a): Algerien - Geschichte & Staat,
https://www.liportal.de/algerien/geschichte-staat/, Zugriff 19.2.2018

- USDOS - U.S. Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 2016 - Algeria,
https://www.ecoi.net/de/dokument/1395180.html, Zugriff 19.2.2018

- Tl - Transparency International (2016): Table of Results: Corruption Perceptions Index 2017,
http://www.transparency.org/news/feature/corruption_perceptions_index_2016, Zugriff 19.2.2018

- Algeria, https://www.ecoi.net/de/dokument/1395180.html, Zugriff 19.2.2018

- CIA - Central Intelligence Agency (22.2.2018): The World Factbook - Algeria
https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/ag.html, Zugriff 1.3.2018

- UKBA - UK Home Office Border Agency (17.1.2013): Country of Origin Information Report - Algeria,
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1359360623_report-17jan13.pdf, Zugriff 19.2.2018; Originalquelle: Jane's Sentinel
Country Risk Assessments: Algeria - Armed Forces, 1.6.2012

- SFH - Schweizerische Fluchtlingshilfe (24.2.2010): Algerien: Desertion aus der Garde Communale, Auskunft der SFH-
Landeranalyse,  https://www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/afrika/algerien/algerien-desertion-aus-der-
garde-communale.pdf, Zugriff 14.2.2017

- HRW - Human Rights Watch (18.1.2018): World Report 2018 - Algeria,
https://www.ecoi.net/de/dokument/1422113.html, Zugriff 20.2.2018

- Al - Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The State of the World's Human Rights
- Algeria, https://www.ecoi.net/de/dokument/1425000.html, Zugriff 28.2.2018

- USDOS - U.S. Department of State (15.8.2017): 2016 Report on international Religious Freedom,
https://www.ecoi.net/de/dokument/1406681.html, Zugriff 1.3.2018

- SOS - SOS-Kinderdorf  (o.D.):  Algerien, http://www.sos-kinderdorf.at/sos-kinderdorf-erleben/wo-wir-
arbeiten/international/wo-wir-helfen/afrika/algerien

- Deutsche Gesellschaft fir internationale Zusammenarbeit (12.2016c): Algerien -  Gesellschaft,
http://liportal.giz.de/algerien/gesellschaft/, Zugriff 2.3.2018

- SGG Algérie - Secrétariat Général du Gouvernement (0.D.): Code Pénal, http://www.joradp.dz/TRV/FPenal.pdf, Zugriff
2.3.2018

Angesichts der Seriositat und Plausibilitat der angefiihrten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass diese Berichte
auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangigen Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wissentliche Widerspruche darbieten, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der

Angaben zu zweifeln.

Der Beschwerdeflhrer trat diesen Quellen und deren Kernaussagen zur Situation im Herkunftsland nicht substantiiert



entgegen.

Aufgrund der Kirze der verstrichenen Zeit zwischen der Erlassung des bekampften Bescheides und der vorliegenden
Entscheidung ergeben sich keine Anderungen zu den im bekdmpften Bescheid getroffenen Landerfeststellungen. Das
Bundesverwaltungsgericht schliet sich daher diesen Feststellungen vollinhaltlich an.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Abweisung der Beschwerde

3.1, Zur Nichtgewahrung von Asyl (Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides):
3.1.1. Rechtslage

GeméaR § 3 Abs 1 AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemal3 88 4, 4a oder 5 leg. cit. zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art 1 Absch A Z 2 Genfer
Fluchtlingskonvention (GFK) droht.

Im Sinne des Art 1 Absch A Z 2 GFK ist als Fliichtling anzusehen, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der
Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, aulRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furch
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstande
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.

Zentraler Aspekt der in Art 1 Absch A Z 2 GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete Furcht
vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegrindet sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers unter Berticksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht
darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit
Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten wirde. Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die zu schitzende persdnliche Sphare des einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem
Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen,
wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung
genugt nicht (VwGH 06.10.1999, 99/01/0279).

Selbst in einem Staat herrschende allgemein schlechte Verhaltnisse oder burgerkriegsahnliche Zustéande begriinden
flr sich alleine noch keine Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer Flichtlingskonvention. Um eine Verfolgung im Sinne
des AsylG erfolgreich geltend zu machen, bedarf es einer zusatzlichen, auf asylrelevante Grinde gestitzten
Geféhrdung des Asylwerbers, die Uber die gleichermaen die anderen Staatsbirger des Herkunftsstaates treffenden
Unbilligkeiten hinaus geht (VwGH 19.10.2000, 98/20/0233).

3.1.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall

Bei dem vom Beschwerdeflhrer vorgebrachten Fluchtgrund, dass er um sein Leben flrchten musse, da er im Zuge
eines Motorradunfalles die Tochter eines hochrangigen Militdrangehorigen getétet habe, handelt es sich um eine
Bedrohungssituation, die von einer Einzelperson ausgeht. Damit besteht fiir den Beschwerdeflhrer die Méglichkeit,
sich an die Behorden seines Herkunftsstaates zu wenden und diese um Schutz zu bitten. Algerien ist durchaus in der
Lage vor persénlichen Bedrohungssituationen Schutz zu bieten, wie aus den Landerberichten hervorgeht.

Ebenso ist keine Verfolgung im asylrechtlichen Sinn in der allgemeinen staatlichen Strafverfolgung zu erblicken, zumal
jeder, der einen Unfall verursacht hat, mit einer entsprechenden staatlichen Sanktionierung zu rechnen hat (VwWGH
06.07.2011, 2008/19/0994).

Die Voraussetzungen fur die Erteilung von Asyl sind daher nicht gegeben. Aus diesem Grund war die Beschwerde
gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemaR § 28 Abs. 2 VWGVG iVm § 3 Abs. 1 AsylG als unbegrindet

abzuweisen.

3.2.  Zur Nichtgewahrung von subsididrem Schutz (Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides):


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3
https://www.jusline.at/entscheidung/57463
https://www.jusline.at/entscheidung/53629
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3

3.2.1. Rechtslage

GemalRR &8 8 Abs 1 Z 1 AsylG ist einem Fremden der Status eines subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, der in
Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status
des Asylberechtigten abgewiesen wird, wenn eine Zurlickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in
seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art 2 EMRK, Art 3 EMRK oder der Protokolle Nr 6 oder Nr
13 zur EMRK (ZPERMRK) bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich

bringen wirde.

Im Rahmen der Prifung des Einzelfalls ist die Frage zu beantworten, ob einem Fremden im Falle der Abschiebung in
seinen Herkunftsstaat ein - Uber eine bloBe Mdglichkeit hinausgehendes - "real risk" einer gegen Art 3 EMRK
verstolRenden Behandlung droht (vgl VwGH 28.06.2011, 2008/01/0102). Die dabei aufgrund konkreter vom Fremden
aufgezeigter oder von Amts wegen bekannter Anhaltspunkte anzustellende Gefahrenprognose erfordert eine
ganzheitliche Bewertung der Gefahren und hat sich auf die persénliche Situation des Betroffenen in Relation zur
allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen (VwGH 15.12.2010, 2006/19/1354; 31.05.2005,
2005/20/0095, 31.03.2005, 2002/20/0582).

Die Abschiebung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann eine Verletzung von Art 3 EMRK bedeuten, wenn der
Betroffene dort keine Lebensgrundlage vorfindet, also bezogen auf den Einzelfall die Grundbedirfnisse der
menschlichen Existenz nicht gedeckt werden kénnen. Eine solche Situation ist nur unter exzeptionellen Umstanden
anzunehmen. Die bloBe Mdglichkeit einer durch die Lebensumstande bedingten Verletzung des Art 3 EMRK ist nicht
ausreichend (VwGH 06.11.2009, 2008/19/0174). Zu berlcksichtigen ist auch, dass nur bei Vorliegen exzeptioneller
Umstande, die dazu fuhren, dass der Betroffene im Zielstaat keine Lebensgrundlage vorfindet, die Gefahr einer
Verletzung von Art 3 EMRK angenommen werden kann (VwWGH 06.11.2009, 2008/19/0174; 19.11.2015, Ra 2015/20/0174
ua). Das Vorliegen solcher exzeptioneller Umstande erfordert detaillierte und konkrete Darlegungen (vgl VwGH
21.08.2001, 2000/01/0443; 07.09.2016, Ra 2015/19/0303 ua).

3.2.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall
Dem Beschwerdefiihrer droht in Algerien - wie oben bereits dargelegt wurde - keine asylrelevante Verfolgung.

Auch dafir, dass dem Beschwerdefuhrer im Falle einer Ruckkehr nach Algerien die notdurftigste Lebensgrundlage
entzogen und die Schwelle des Art 3 EMRK Uberschritten ware, gibt es im vorliegenden Beschwerdefall keinen
Anhaltspunkt. Der Beschwerdefuhrer ist volljahrig, gesund und somit arbeitsfahig.

Der Beschwerdefuhrer war bisher in der Lage, sich seinen Lebensunterhalt durch Arbeit selbst zu verdienen. Der
Beschwerdefiihrer hat eine Ausbildung als Autolackierer und hat in der Vergangenheit auch mit Metall gearbeitet.

Damit ist der Beschwerdefiihrer durch die Abschiebung nach Algerien nicht in seinem Recht gemaRl Art 3 EMRK
verletzt, weil die Grundbedurfnisse der menschlichen Existenz im konkreten Fall gedeckt werden kdnnen. Dass der
Beschwerdefiihrer allenfalls in Osterreich wirtschaftlich gegeniiber seiner Situation in Algerien besser gestellt ist,
genugt nicht fur die Annahme, er wirde in Algerien keine Lebensgrundlage vorfinden und somit seine Existenz nicht
decken konnen. Hierfur fehlen im vorliegenden Fall alle Hinweise auf derart exzeptionelle Umstande.

Ganz allgemein besteht in Algerien derzeit keine solche Gefdahrdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin
zurlickkehrt, einer Gefahrdung im Sinne des Art 2 und 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur EMRK
(ZPEMRK) ausgesetzt ware. Im Verfahren sind auch keine Umstande bekannt geworden und ergeben sich auch nicht
aus dem amtliches Wissen darstellenden Landerinformationsblatt fur Algerien, die nahelegen wiirden, dass bezogen
auf den Beschwerdefiihrer ein reales Risiko einer gegen Art 2 oder 3 EMRK verstoBenden Behandlung bzw. der
Todesstrafe besteht.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, sodass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes Il. des
angefochtenen Bescheides gemal3 8 28 Abs 2 VwWGVGiVm § 8 Abs 1 Z 1 AsylG abzuweisen war.

3.3. Zur Nichterteilung eines Aufenthaltstitels aus berucksichtigungswirdigen Grinden (Spruchpunkt Ill. des

angefochtenen Bescheides)

3.3.1. Rechtslage
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Gemal 8 58 Abs 1 AsylG hat das Bundesamt die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaRR8 57 AsylG (Aufenthaltstitel
besonderer Schutz) von Amts wegen zu prifen, wenn der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abgewiesen wird (Z 2) oder wenn ein Fremder sich nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den
Anwendungsbereich des 6. Hauptstlickes des FPG fallt (Z 5). GemaR 8 58 Abs 2 AsylG hat das Bundesamt einen
Aufenthaltstitel gemaR § 55 AsylG (Aufenthaltstitel aus Grinden des Art 8 EMRK) von Amts wegen zu erteilen, wenn
eine Ruckkehrentscheidung auf Grund des 8 9 Abs 1 bis 3 BFA-VG auf Dauer flur unzuldssig erklart wird. Das
Bundesamt hat Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prifung der Erteilung eines Aufenthaltstitels gemald
88 55 und 57 im verfahrensabschlieBenden Bescheid abzusprechen (8 58 Abs 3 AsylG). Auch wenn der Gesetzgeber das
Bundesamt im Verfahren zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung zur Prifung und spruchmaligen Erledigung der
Voraussetzungen der 88 55 und 57 AsylG von Amts wegen, dh auch ohne dahingehenden Antrag des
Beschwerdefihrers, verpflichtet, ist die Frage der Erteilung eines solchen Titels auch ohne vorhergehenden Antrag im
Beschwerdeverfahren gegen den negativen Bescheid durchsetzbar und daher Gegenstand der Sachentscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts (vgl VWGH 28.01.2015, Ra 2014/20/0121).

3.3.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall

Indizien daflr, dass der Beschwerdeflhrer einen Sachverhalt verwirklicht, bei dem ihm ein Aufenthaltstitel gemafs§ 57
AsylG (Aufenthaltstitel besonderer Schutz) zu erteilen ware, sind weder vorgebracht worden, noch hervorgekommen:
Weder war der Aufenthalt des Beschwerdefiihrers seit mindestens einem Jahr im Sinne des § 46 Abs 1 Z 1 oder Z 3 FPG
geduldet, noch ist dieser zur Gewahrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur
Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren
Handlungen notwendig, noch ist der Beschwerdefihrer Opfer von Gewalt im Sinne des 8 57 Abs 1 Z 3 AsylG. Ein
Aufenthaltstitel gemal3 8 57 AsylG war daher nicht zu erteilen.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, dass sie hinsichtlich des Spruchpunktes IIl. des
angefochtenen Bescheides gemal? § 28 Abs 2 VWGVGiVm § 57 AsylG, abzuweisen war.

3.4. Zur Ruckkehrentscheidung (Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides):
3.4.1. Rechtslage

GemalRR8 10 Abs 1 Z 3 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz (dem AsylG) mit einer
Rackkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Auflerlandesbringung gemall dem 8. Hauptstliick des FPG zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird.

GemalR8 52 Abs 1 Z 1 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehdrigen mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt. Gemall 8 52 Abs 2 Z 2 FPG
hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehdrigen unter einem (8 10 AsylG) mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beztglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen
wird und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt.

Gemal § 9 Abs 1 BFA-VG ist die Erlassung einer Rickkehrentscheidung gemal38 52 FPG, wenn dadurch in das Privat-
oder Familienleben des Fremden eingegriffen wird, zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art 8 Abs 2 EMRK
genannten Ziele dringend geboten ist. Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK sind
insbesondere die in § 9 Abs 2 Z 1 bis 9 BFA-VG aufgezahlten Gesichtspunkte zu bericksichtigen (die Art und Dauer des
bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war, das tatsachliche
Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwirdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration, die Bindungen zum
Heimatstaat des Fremden, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, VerstolRe gegen die o6ffentliche Ordnung,
insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, die Frage, ob das Privat- und
Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst waren, die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden
zurechenbaren Uberlangen Verzégerungen begriindet ist).

3.4.2. Anwendung der Rechtslage auf den Beschwerdefall
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Zu prufen ist daher, ob die von der belangten Behorde verfligte Rickkehrentscheidung mit Art 8 EMRK vereinbar ist,
weil sie nur dann zuldssig ware und nur im verneinenden Fall ein Aufenthaltstitel nach 8 55 AsylG Uberhaupt in
Betracht kame. Die Vereinbarkeit mit Art 8 EMRK ist aus folgenden Griunden gegeben:

Das vorliegende Asylverfahren erreichte, gerechnet von der Antragstellung am 12.11.2020 bis zum Datum der
vorliegenden Entscheidung am 16.11.2020 zwar eine dulerst kurze Dauer. Der seit 12.11.2020 andauernde Aufenthalt
des Beschwerdeflihrers beruhte dessen ungeachtet auf einer vorlaufigen, nicht endglltig gesicherten rechtlichen
Grundlage, weshalb dieser wahrend der gesamten Daher des Aufenthaltes in Osterreich nicht darauf vertrauen durfte,

dass er sich in Osterreich auf rechtlich gesicherte Weise bleibend verfestigen kann.

Das Gewicht seiner privaten Interessen wird daher dadurch gemindert, dass sie in einem Zeitpunkt entstanden, in dem
er sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst war (vgl VwGH 19.02.2009, 2008/18/0721; 30.04.2009,
2009/21/0086; VfSlg. 18.382/2008 mHa EGMR 24.11.1998, 40.447/98, Mitchell; EGMR 11.04.2006, 61.292/00, Useinov).
Der Beschwerdefuhrer fuhrt - wie die belangte Behdrde zu Recht ausfihrt - nach eigenen Angaben keine
Lebensgemeinschaft oder eine ,familienahnliche” Beziehung in Osterreich. Es fehlen alle Sachverhaltselemente, aus
denen sich die Existenz gewisser in einem Zeitraum eines rund sieben wochigen Aufenthaltes entstandener - unter
dem Gesichtspunkt des Privatlebens relevanter - Bindungen allenfalls hatte ergeben kénnen (wie etwa Teilnahme am
Erwerbsleben und am sozialen Leben in Osterreich, Selbsterhaltungsfahigkeit, Erwerb von nachweisbaren
Sprachkenntnissen). Gleichzeitig hat der Beschwerdefiihrer in seinem Herkunftsstaat, in dem er aufgewachsen ist und
knapp den Grof3teil seines bisherigen Lebens verbracht hat, sprachliche und kulturelle Verbindungen und auch
familidare Ankntpfungspunkte.

Dem allenfalls bestehenden Interesse des Beschwerdefiihrers an einem Verbleib in Osterreich (bzw Europa) stehen
offentliche Interessen gegenuber.

Ihm steht das offentliche Interesse daran gegenlber, dass das geltende Migrationsrecht auch vollzogen wird, indem
Personen, die ohne Aufenthaltstitel aufhaltig sind - gegebenenfalls nach Abschluss eines allfalligen Verfahrens Gber
einen Antrag auf internationalen Schutz - auch zur tatsachlichen Ausreise verhalten werden. Bei einer
Gesamtbetrachtung wiegt unter diesen Umstdanden das Offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der
Durchsetzung der geltenden Bedingungen des Einwanderungsrechts und an der Befolgung der den Aufenthalt von
Fremden regelnden Vorschriften, denen aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechthaltung der 6ffentlichen Ordnung
- und damit eines von Art 8 Abs 2 EMRK erfassten Interesses - ein hoher Stellenwert zukommt (vgl zB VwGH
30.04.2009, 2009/21/0086), schwerer als die schwach ausgebildeten privaten Interessen des Beschwerdefliihrers am
Verbleib in Osterreich.

Ebenso wenig vermag die strafgerichtliche Unbescholtenheit seine persénlichen Interessen entscheidend zu starken
(VWGH 25.02.2010, 2010/18/0029).

Die Erlassung einer Ruckkehrentscheidung kann daher nicht im Sinne von§ 9 Abs 2 BFA-VG als unzuldssig angesehen
werden, weshalb auch die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 55 AsylG nicht in Betracht kommt.

Die sonstigen Voraussetzungen einer Rickkehrentscheidung nach& 10 Abs 1 Z 3 AsylG und 8 52 Abs 2 Z 2 FPG sind
erfullt. Sie ist auch sonst nicht (zB vorUbergehend nach Art 8 EMRK, vgl 8 9 Abs 3 BFA-VG und VWGH 28.04.2015, Ra
2014/18/0146) unzulassig. Der Beschwerdefuhrer verflgt auch Gber kein sonstiges Aufenthaltsrecht.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegriindet, dass sie hinsichtlich des Spruchpunktes IV. des
angefochtenen Bescheides gemaR § 28 Abs 2 VWGVG iVm 8§ 10 Abs 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG und § 52 Abs 2 Z 2 FPG

abzuweisen war.
3.5. Zum Ausspruch, dass die Abschiebung nach Algerien zuldssig ist (Spruchpunkt V.):
3.5.1. Rechtslage

GemdafRR8 52 Abs 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, ob die
Abschiebung des Drittstaatsangehdrigen gemal § 46 FPG in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist. Dies
gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in den der Drittstaatsangehorige abgeschoben werden soll, aus vom
Drittstaatsangehdrigen zu vertretenden Grinden nicht moglich ist. Die Abschiebung in einen Staat ist gemaf3 § 50 Abs
1 FPG unzulassig, wenn dadurch Art 2 oder 3 EMRK oder deren 6. bzw 13. ZPEMRK verletzt wirden oder fir den
Betroffenen als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt
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im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes verbunden ware. Gemal3 8 50 Abs 2 FPG ist die
Abschiebung in einen Staat unzulassig, wenn stichhaltige Grinde fiir die Annahme bestehen, dass dort das Leben des
Betroffenen oder seine Freiheit aus Grinden seiner Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder personlichen Ansichten bedroht wdre, es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche
Fluchtalternative. Nach § 50 Abs 3 FPG ist die Abschiebung unzulassig, solange ihr die Empfehlung einer vorlaufigen
MalRinahme durch den Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte entgegensteht.

3.5.2. Anwendung der Rechtslage auf den vorliegenden Fall

Im vorliegenden Fall liegen keine Griinde vor, wonach die Abschiebung in den Herkunftsstaat gemafR§ 50 Abs 1 FPG

unzuldssig ware.

Ein inhaltliches Auseinanderfallen der Entscheidungen nach § 8 Abs 1 AsylG (zur Frage der Gewahrung von subsididarem
Schutz) und nach 8 52 Abs 9 FPG (zur Frage der Zulassigkeit der Abschiebung) ist ausgeschlossen. Damit ist es
unmoglich, die Frage der Zulassigkeit der Abschiebung in den Herkunftsstaat im Rahmen der von Amts wegen zu
treffenden Feststellung nach 8 52 Abs 9 FPG neu aufzurollen und entgegen der getroffenen Entscheidung Uber die
Versagung von Asyl und subsididarem Schutz anders zu beurteilen (vgl dazu etwa VwGH, 16.12.2015, Ra 2015/21/0119
und auch die Beschlisse VWGH 19.02.2015, Ra 2015/21/0005 und 30.06.2015, Ra 2015/21/0059 - 0062).

Die Abschiebung ist auch nicht unzuldssig im Sinne des8 50 Abs 2 FPG da dem Beschwerdeflhrer keine
Flichtlingseigenschaft zukommt.

Weiters steht keine Empfehlung einer vorlaufigen MalRBnahme durch den Europdischen Gerichtshof flr
Menschenrechte der Abschiebung entgegen.

Die im angefochtenen Bescheid getroffene Feststellung der Zulassigkeit der Abschiebung nach Algerien erfolgte daher
zu Recht.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, dass sie hinsichtlich des Spruchpunktes V. des
angefochtenen Bescheides gemal 8 28 Abs 2 VwWGVGiVm § 52 Abs 9 FPG abzuweisen war.

3.6. Zum Ausspruch, dass keine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht (Spruchpunkt VI. des angefochtenen
Bescheides):

Gemal 8 55 Abs 1a FPG besteht ua eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht, wenn eine Entscheidung auf Grund eines
Verfahrens gemal3 § 18 BFA-VG durchfuhrbar wird. Hierunter fallen neben Verfahren, in denen einer Beschwerde ex
lege keine aufschiebende Wirkung zukam, auch die Verfahren, in denen das BFA die aufschiebende Wirkung aberkannt
hat und in denen jeweils keine Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung durch das Bundesverwaltungsgericht gemaf
§ 18 Abs 5 BFA-VGerfolgt ist.

Im vorliegenden Fall hat die belangte Behorde einer Beschwerde gegen den bekampften Bescheid vom 16..11.2020 die
aufschiebende Wirkung - zu Recht, wie unten auszufthren sein wird - aberkannt.

Nach § 18 Abs 5 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom BFA
aberkannt wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn
anzunehmen ist, dass eine Zurtckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art 2 EMRK, Art 3 EMRK, Art 8 EMRK oder der Protokolle Nr 6 oder Nr 13 zur
Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich

bringen wirde.

Wie bereits oben erortert, besteht bei der Rickkehr des Beschwerdefiihrers nach Algerien keine Gefahr, dass diesem
die Todesstrafe, die Folter, eine unmenschliche Behandlung oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes drohen. Ein von Art 8 EMRK geschitzter Eingriff in sein Privat- und Familienleben ist ebenfalls mangels
Bestehens eines schiitzenswerten Privat- und Familienleben in Osterreich nicht zu befiirchten. Die nach der stindigen
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes durchzufihrende Interessensabwagung zwischen den Interessen des
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Beschwerdefiihrers und jenen Osterreichs ergibt, wie bereits oben ausgefiihrt, einen Uberhang der Interessen
Osterreichs an der unverziglichen Vollstreckung des bekdmpften Bescheides. Damit waren keine Griinde fir die
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemal3 8 18 Abs 5 BFA-VG gegeben.

Zu Recht hat daher die belangte Behdrde § 55 Abs 1a FPG 2005 zur Anwendung gebracht. Die Beschwerde erweist sich
daher insoweit als unbegrundet, dass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes IV. des angefochtenen Bescheides
gemal § 28 Abs 2 VWGVG abzuweisen war.

3.7  Zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt VII. des angefochtenen Bescheides):

GemalR § 18 Abs 1 Z 1 BFA-VG kann vom BFA einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung Uber einen
Antrag auf internationalen Schutz die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn der Asylwerber aus einem sicheren
Herkunftsstaat (8 19 BFA-VG) stammt. Sichere Herkunftsstaaten sind ua die Herkunftsstaaten, die mit Verordnung der
Bundesregierung als sichere Herkunftsstaaten festgestellt wurden (§ 19 Abs 5 Z 2 BFA-VG).

Nach 8 1 Z 10 Herkunftsstaaten-Verordnung, BGBI || Nr 177/2009, in der FassungBGBI II Nr 130/2018 gilt Algerien als
sicherer Herkunftsstaat.

Die nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes durchzufiihrende Interessensabwagung zwischen den
Interessen des Beschwerdefiihrers und jenen Osterreichs ergibt ein Uberwiegen der Interessen Osterreichs an der
unverziglichen Vollstreckung des bekampften Bescheides, weshalb die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
einer Beschwerde gegen den gegenstandlichen bekampften Bescheid zuldssig war.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegriindet, dass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes VII. des
angefochtenen Bescheides gemal § 28 Abs 2 VwWGVGiVm § 18 Abs 1 BFA-VG abzuweisen war.

4. Unterbleiben der miindlichen Verhandlung

Gemal’ § 21 Abs 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht.

Eine mundliche Verhandlung kann unterbleiben, wenn der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungsrelevante
Sachverhalt von der Verwaltungsbehodrde vollstdndig in einem ordnungsgemaRen Ermittlungsverfahren erhoben
wurde und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts immer noch die gesetzlich
gebotene Aktualitdit und Vollstdndigkeit aufweist. Ferner muss die Verwaltungsbehérde die die
entscheidungsmalBgeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in gesetzmaRiger Weise offen gelegt haben
und das Bundesverwaltungsgericht diese tragenden Erwagungen der verwaltungsbehdérdlichen Beweiswirdigung in
seiner Entscheidung teilen. Auch darf im Rahmen der Beschwerde kein dem Ergebnis des behdrdlichen
Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darliber hinausgehender fir die Beurteilung relevanter Sachverhalt
behauptet werden, wobei bloR unsubstantiiertes Bestreiten ebenso auBer Betracht zu bleiben hat, wie ein Vorbringen,
das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstoRt (VwGH 28.05.2014, 2014/20/0017). Eine mindliche
Verhandlung ist bei konkretem sachverhaltsbezogenem Vorbringen des Revisionswerbers vor dem VwG
durchzufthren (VwGH 30.06.2015, Ra 2015/06/0050, mwN). Eine mindliche Verhandlung ist ebenfalls durchzufiihren
zur mindlichen Erérterung von nach der Aktenlage strittigen Rechtsfragen zwischen den Parteien und dem Gericht
(VWGH 30.09.2015, Ra 2015/06/0007, mwN) sowie auch vor einer erganzenden Beweiswurdigung durch das VwG
(VWGH 16.02.2017, Ra 2016/05/0038).8 21 Abs 7 BFA-VG 2014 erlaubt andererseits das Unterbleiben einer
Verhandlung, wenn - wie im vorliegenden Fall - deren Durchfiihrung in der Beschwerde ausdrucklich beantragt wurde,
wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint (VwGH 23.11.2016, Ra
2016/04/0085; 22.01.2015, Ra 2014/21/0052 ua). Diese Regelung steht im Einklang mit Art 47 Abs 2 GRC (VwWGH
25.02.2016, Ra 2016/21/0022).

Die vorgenannten Kriterien treffen in diesem Fall zu. Der Sachverhalt ist durch die belangte Behorde vollstandig
erhoben und weist - aufgrund des Umstandes, dass zwischen der Entscheidung durch die belangte Behdrde und jener
durch das Bundesverwaltungsgericht knappe sieben Wochen liegen - die gebotene Aktualitdt auf. Der
Beweiswirdigung durch die belangte Behorde hat sich das Bundesverwaltungsgericht zur Ganze angeschlossen. Das
Beschwerdevorbringen ergeht sich lediglich in Behauptungen und vermag in keiner Weise die bloRe
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Behauptungsebene - ohne auf entsprechende und auch passende Judikatur zurlckzugreifen - zu verlassen. Es ist
somit unsubstantiiert. Es lagen keine strittigen Sachverhalts- oder Rechtsfragen vor und waren auch keine Beweise

aufzunehmen.

Das Bundesverwaltungsgericht musste sich auch keinen personlicher Eindruck vom Beschwerdefuhrer im
vorliegenden Fall trotz des Vorliegens einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme verschaffen, da selbst unter
Berucksichtigung aller zugunsten des Beschwerdefuhrers sprechenden Fakten auch dann fur den Beschwerdeftihrer
kein glnstigeres Ergebnis zu erwarten ist, wenn sich das Bundesverwaltungsgericht von ihm einen personlichen
Eindruck verschafft, weshalb eine mindliche Verhandlung unterbleiben konnte (VwWGH 26.01.2017, Ra 2016/21/0233;
18.10.2017, Ra 2017/19/0422 bis 0423, Ra 2017/19/0424).

Daher konnte aufgrund der Aktenlage entschieden werden.

Zudem liegt ein Verfahren nach§ 18 BFA-VG vor, welches das Bundesverwaltungsgericht verpflichtet innert 7 Tagen zu
entscheiden, es sei denn es lagen Grinde vor, die aufschiebende Wirkung nach § 18 Abs 5 VFA-VG zuzuerkennen. Dies
war im gegenstandlichen Fall - wie oben dargelegt - aber nicht gegeben.

Die Abhaltung einer 6ffentlichen mundlichen Verhandlung konnte sohin gemaR§ 21 Abs. 7 BFA-VG iVm § 24 VWGVG
unterbleiben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art 133 Abs 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Im gegenstandlichen Fall wurde keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung aufgeworfen. Die vorliegende
Entscheidung basiert auf den oben genannten Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes.
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